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HIHK-Forderungen zur Bundestagswahl 2025 verglichen.  
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EU-Binnenmarkt und Bürokratieabbau
Vollendung des Binnenmarktes, weniger Bürokratie, 
harmonisierte Standards, keine Überfrachtung mit 
politischen Zielen.

Die HIHK-Forderungen:

Beide betonen die Wichtigkeit des Büro-
kratieabbaus und eines funktionierenden 
Binnenmarkts. Unterschiede bestehen in 
der konkreten Umsetzung: CDU/CSU fo-
kussiert sich auf nationale Maßnahmen 
wie das Anti-Gold-Plating-Gesetz, wäh-
rend der HIHK stärkeren Fokus auf EU-
weite Harmonisierung legt.

Bürokratieabbau durch Entrümpelungs-
gesetze,  Bürokratie-Checks, eine er-
weiterte Bürokratiebremse („One in, 
two out“), Abschaffung des deutschen 
Lieferkettengesetzes, Anti-Gold-Pla-
ting-Gesetz gegen Übererfüllung von 
EU-Vorgaben, Fokus auf einen wettbe-
werbsfähigen Binnenmarkt. 

Wahlprogramme

Beide betonen die Notwendigkeit, Büro-
kratie abzubauen und Verwaltungspro-
zesse zu digitalisieren.
Während Die Grünen stärker auf Nach-
haltigkeitsstandards und soziale Ge-
rechtigkeit setzen, fordert der HIHK eine 
strikte Konzentration auf wirtschaftliche 
Kernziele und weniger politische Über-
frachtung.

Übereinstimmungen und Unterschiede

Unterstützung durch Vereinfachung 
von Verwaltungsprozessen und Digita-
lisierung, jedoch stärkere Betonung auf 
Nachhaltigkeitsstandards und soziale 
Gerechtigkeit.

Beide betonen die Stärkung des Binnen-
marktes und den Bürokratieabbau. Die 
SPD setzt stärker auf Digitalisierung und 
neue EU-Initiativen wie die Bankenunion, 
während der HIHK stärkeren Fokus auf 
die Vermeidung einer politischen Über-
frachtung legt.

Bürokratieabbau durch Digitalisierung, 
Beschleunigung von Verfahren, Ver-
meidung neuer Bürokratie; Stärkung 
des Binnenmarktes, Förderung eines 
funktionierenden Kapitalmarkts und der 
Bankenunion.



EU-Binnenmarkt und Bürokratieabbau

Übereinstimmungen bei der Kritik an  
Bürokratie und Einschränkungen. Der 
HIHK setzt auf europäische Kooperation, 
die AfD bevorzugt nationale Regelungen.

Betonung der Souveränität nationaler 
Wirtschaftspolitik, Ablehnung zentrali-
sierter EU-Vorgaben wie des Lieferket-
tengesetzes.	

HIHK-Forderungen und FDP betonen 
die Bedeutung eines schlanken Regulie-
rungsrahmens und des Bürokratieabbaus, 
wobei die FDP konkretere Maßnahmen 
wie die „Bürokratiebremse“ vorschlägt. 
Der HIHK hebt die wirtschaftliche Prio-
risierung hervor, während die FDP den 
Abbau unnötiger EU-Regulierungen fo-
kussiert.

Zentrale Reform des FDP-Wahlpro-
gramms ist ein dreijähriges Bürokratie-
Moratorium, bei dem neue Belastungen 
für Unternehmen nur eingeführt werden 
dürfen, wenn gleichzeitig Bürokratie 
abgebaut wird. Die hessische FDP setzt 
dabei insbesondere auf das ‚One in-Two 
out‘-Prinzip, während die FDP allgemein 
zusätzlich auf eine ‚Bürokratiebremse‘ 
im Grundgesetz, jährliche Entlastungs-
gesetze sowie automatische Genehmi-
gungen bei Verzögerungen vertraut. Auf 
EU-Ebene will die FDP das sogenannte 
„Gold-Plating“ vermeiden, unnötige Be-
richtspflichten wie beim „Green Deal“ 
abschaffen und das Lieferkettensorg-
faltspflichtengesetz vereinfachen. 
Gleichzeitig setzt sie auf die Vertiefung 
des Binnenmarkts in den Bereichen 
Arbeit, Energie, Kapital und digitale 
Dienstleistungen, lehnt aber eine Ver-
schuldungskompetenz der EU ab.

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Rückverlagerung von Kompetenzen auf 
nationale Ebene, Reduktion bürokra-
tischer Vorgaben, Einschränkung der 
Macht der EU-Kommission.

Eher geringe Übereinstimmung. HIHK 
betont Binnenmarkt, BSW will nationale 
Souveränität stärken.



Fachkräftesicherung
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Flexibilisierung des Arbeitsmarktes, mehr Zuwanderung
durch digitale Prozesse, bessere Anerkennung 
ausländischer Qualifikationen, Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie fördern.

Die HIHK-Forderungen:

Starke Übereinstimmungen, besonders 
bei der Digitalisierung und der Beschleu-
nigung der Zuwanderungsprozesse so-
wie der Anerkennung ausländischer 
Qualifikationen. CDU/CSU ergänzt durch 
konkrete Maßnahmen wie die „Work-
and-Stay-Agentur“ und die Förderung 
haushaltsnaher Dienstleistungen.

Einführung einer digitalen „Work-and-
Stay-Agentur“, schnellere und digita-
le Prozesse für Erwerbszuwanderung, 
Förderung von Frauen in Vollzeitjobs, 
steuerliche Förderung haushaltsnaher 
Dienstleistungen. Einführung Aktiv-
Rente (2000 Euro steuerfreier Verdienst 
bei Arbeit im Rentenalter) und wöchent-
liche statt tägliche Höchstarbeitszeit.

Wahlprogramme

Beide streben eine stärkere Digitalisie-
rung im Bereich der Visavergabe und der 
Anerkennung ausländischer Abschlüsse 
an. Der Ausbau von Bildungs- und Be-
treuungskapazitäten wird ebenfalls als 
wichtig erachtet.
Die Grünen legen größeren Wert auf 
die Erwerbsbeteiligung von Frauen und 
sozial gerechte Rahmenbedingungen, 
während der HIHK die Flexibilisierung des 
Arbeitsmarktes und die Reduzierung von 
bürokratischen Hindernissen für Unter-
nehmen priorisieren. 

Übereinstimmungen und Unterschiede

Betonung auf Bildung und Integration; 
Digitalisierung der Visavergabe sowie 
Erleichterung der Anerkennung von Ab-
schlüssen. Zusätzliche Maßnahmen zur 
Förderung der Erwerbsbeteiligung von 
Frauen und älteren Arbeitskräften.

Übereinstimmung bei der Förderung von 
Zuwanderung und der Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie. Die SPD legt verstärk-
ten Fokus auf innerstaatliche Maßnah-
men wie Bildungsoffensiven und betont 
die Bedeutung sozialer Sicherheit.

Staatliche Förderung zur Verbesserung 
von Studium und Lehre; Steigerung der 
Attraktivität der Ausbildung; kostenlose 
Ausbildung in den Gesundheitsfachbe-
rufen; Schutz vor Rassismus, Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung.



Fachkräftesicherung

Der HIHK betont internationale Fachkräf-
tezuwanderung, AfD fokussiert sich auf 
inländische Fachkräfte und Migrations-
einschränkungen.

Förderung deutscher Fachkräfte, strenge 
Kontrolle der Zuwanderung, Ablehnung 
umfangreicher Migrationsprogramme.

Beide legen Wert auf die Förderung von 
Fachkräften und Digitalisierung. Die FDP 
bietet detaillierte Vorschläge wie ein ver-
einfachtes Einwanderungsgesetz, wäh-
rend der HIHK stärker auf Arbeitsmarkt-
flexibilisierung setzt.

Es wird die Einführung eines unbürokra-
tischen Fachkräfteeinwanderungsge-
setzes sowie die Anerkennung ausländi-
scher Abschlüsse in einem durchgehend 
digitalen und beschleunigten Verfahren 
angestrebt. Englisch soll als zweite Ver-
waltungssprache eingeführt werden. 
Zudem wird eine stärkere Förderung der 
beruflichen Bildung, des lebenslangen 
Lernens, der Digitalisierung und der Nut-
zung von KI in der Bildung vorgesehen. 
Unternehmen sollen Anreize erhalten, 
Fachkräfte durch flexible Arbeitsmodelle 
zu gewinnen. Ein neues „Startchancen“-
Programm für Kitas soll dazu beitragen, 
die frühkindliche Bildung zu stärken, 
insbesondere in den Bereichen Sprach-
förderung und MINT. Zudem wird ein 
Ausbau des BAföG angestrebt. 

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Ablehnung weitreichender Fachkräfte-
zuwanderung, Fokus auf Arbeitsmarkt-
anreize für inländische Fachkräfte.

Geringe Übereinstimmung. BSW lehnt 
vereinfachte Zuwanderung ab.
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Steuerpolitik
Einführung eines Einkommensteuertarifs auf Rädern, 
Senkung der Unternehmenssteuerlast auf international 
wettbewerbsfähiges Niveau, weniger Steuerbürokratie.

Die HIHK-Forderungen:

Beide setzen auf Steuerentlastungen 
und eine Reduktion der Steuerbürokra-
tie. Die CDU/CSU konkretisiert dies durch 
den Fokus auf Reduzierung der Einkom-
men- und Körperschaftsteuer  und den 
vollständigen Abbau des Solidaritäts-
zuschlags. Der HIHK legt stärkeren Wert 
auf die Einführung eines dynamischen 
Steuertarifs („auf Rädern“).

Große Steuerreform: Einkommensteuer-
senkung für Bürger, steuerfreie Über-
stundenzuschläge, steuerfreier Hinzu- 
verdienst für Rentner. Unternehmens-
steuerbelastung auf 25 % senken, Ab-
schaffung des Solidaritätszuschlags, 
Reduzierung Körperschaftsteuer, mehr 
Pauschalierungen im Steuerrecht.

Wahlprogramme

Beide erkennen die Notwendigkeit, das 
Steuersystem zu modernisieren, und 
fördern steuerliche Entlastungen für be-
stimmte Zielgruppen.
Der HIHK fordert niedrigere Unterneh-
menssteuern und die Verhinderung von 
Schulden für gegenwartsbezogene Aus-
gaben, während Die Grünen eine stärkere 
Umverteilung durch höhere Besteuerung 
von Vermögen und eine Reform des Ehe-
gattensplittings anstreben.

Übereinstimmungen und Unterschiede

Fokus auf gerechte Besteuerung von 
Vermögen, Reform der Erbschafts- und 
Immobiliensteuern sowie Einführung 
von Steuergutschriften für niedrige Ein-
kommen.

Unterschiede bei der Zielrichtung: Der 
HIHK fordert allgemeine Steuersenkun-
gen für Unternehmen und Bürger, die 
SPD legt den Schwerpunkt auf gezielte 
Investitionsförderung und höhere Bei-
träge von Spitzenverdienern und Vermö-
genden.

Bekämpfung von Steuer- und Finanz-
kriminalität; Aufbau und  Stärkung 
der Bundesbehörden im Kampf gegen  
Finanzkriminalität, Steuerhinterziehung 
und Geldwäsche; einheitliche Basis-Kör-
perschaftsteuer von 15 Prozent auf einer 
einheitlichen Bemessungsgrundlage in 
der EU.



Steuerpolitik

Ähnliche Zielsetzungen bestehen bei 
Steuererleichterungen. Die AfD betont 
die nationale Steuerpolitik, während der 
HIHK auch die Unternehmenssteuerlast 
als Mittel zur Stärkung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit sieht.

Senkung der Unternehmens- und Ein-
kommensteuern, Abschaffung des  
Solidaritätszuschlags, Verzicht auf  
EU-Steuerkompetenzen.	

Beide fordern Steuererleichterungen und 
die Vermeidung der kalten Progression. 
Die FDP ist spezifischer in der Umset-
zung, z. B. durch Abschaffung des Soli-
daritätszuschlags, während der HIHK eine 
allgemeinere Absenkung der Steuerlast 
betont.

Es wird angestrebt, die kalte Progression 
durch die Einführung eines linear-pro-
gressiven Steuersystems abzubauen. Der 
Solidaritätszuschlag soll abgeschafft 
und der Spitzensteuersatz gesenkt wer-
den. Zudem sollen Unternehmen durch 
steuerliche Entlastungen, wie die Sen-
kung der Unternehmenssteuerbelas-
tung auf 25 Prozent, gefördert werden. 
Gleichzeitig soll die im Grundgesetz ver-
ankerte Schuldenbremse weiterhin ein-
gehalten werden.

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Steuererhöhungen für hohe Einkommen 
und Vermögen, Mindestlohn-Erhöhung, 
Steuersenkungen für niedrige Einkom-
men.

Unterschiedliche Schwerpunkte. Der 
HIHK fordert Steuersenkungen für  
Unternehmen, BSW sieht Umverteilung 
zugunsten unterer Einkommen vor.
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Klimaschutz und Energie
Bezahlbare Energie, technologieoffener Klimaschutz, 
Förderung von Kreislaufwirtschaft, schnellere Planungs- 
und Genehmigungsverfahren.

Die HIHK-Forderungen:

Beide unterstützen technologieoffenen 
Klimaschutz und schnellere Genehmi-
gungsverfahren. Die CDU/CSU betont 
zusätzlich Kernenergie und marktwirt-
schaftliche Instrumente wie den Emis-
sionshandel. Beide heben die Bedeutung 
der Kreislaufwirtschaft hervor.

Senkung von Stromsteuern und Netz-
entgelten, Ausbau erneuerbarer Ener-
gien, Option Kernenergie beibehalten, 
Förderung technologieoffener Lösungen, 
Fokus auf marktwirtschaftliche Mecha-
nismen wie den Emissionshandel, Förde-
rung von Kreislaufwirtschaft, schnellere 
Verfahren.

Wahlprogramme

Beide setzen auf den Ausbau erneuerba-
rer Energien und betonen die Bedeutung 
der Energieinfrastruktur für Wirtschaft 
und Klimaschutz.
Die Grünen priorisieren Wasserstoff- und 
Solarenergie sowie sozial gerechten Kli-
maschutz, während der HIHK eine tech-
nologieoffene Herangehensweise und 
schnellere Genehmigungsverfahren be-
tonen.

Übereinstimmungen und Unterschiede

Starker Fokus auf den Ausbau erneuer-
barer Energien, Förderung von Wasser-
stofftechnologie und sozial gerechtem 
Klimaschutz.

Beide fördern Klimaschutztechnologien 
und günstigere Energie. Die SPD setzt 
stärker auf erneuerbare Energien und 
soziale Abfederung, während der HIHK 
den Fokus auf Technologieoffenheit und 
schnellere Genehmigungen legt.

Mehr energieintensive Branchen sollen 
von der Strompreiskompensation profi-
tieren; Vereinheitlichung der Klimastan-
dards im Klimaclub, Heiz-Miet-Modelle 
für ärmere Haushalte und Preisaufsicht 
für Fernwärme.



Klimaschutz und Energie

Divergenz in der Energiepolitik: Der HIHK 
betont Klimaschutz und Innovation, die 
AfD setzt auf konventionelle Energieträ-
ger.

Fokus auf fossile Energien, Wieder-
inbetriebnahme von Kernkraftwerken, 
Ablehnung erneuerbarer Energien weil 
nicht ohne Subventionen marktfähig.	

Beide setzen auf Technologieoffenheit 
und marktwirtschaftliche Ansätze. Die 
FDP unterstreicht konkrete Mechanis-
men wie CO2-Bepreisung, während der 
HIHK eine breitere Innovationsförderung 
fordert.

Es wird für den Klimaschutz auf markt-
wirtschaftliche Lösungen gesetzt, wobei 
der europäische Emissionshandel als 
zentrales Instrument der Klimapolitik 
und eine CO2-Bepreisung eine Schlüs-
selrolle spielen sollen. Beim Einsatz von 
Energieträgern und dem Ausbau erneu-
erbarer Energien wird auf Technologie-
offenheit gesetzt, wobei auch Fusions-
technologien gefördert werden sollen. 
Das Ziel der Klimaneutralität bis 2045 im 
deutschen Klimaschutzgesetz soll durch 
das europäische Ziel der Klimaneutrali-
tät bis 2050 ersetzt werden.

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Rücknahme des Verbrenner-Verbots 
und Heizungsgesetzes, Fokus auf Ener-
giepreise, gegen einseitige Förderung  
erneuerbarer Energien.

Hohe Übereinstimmung bei Energieprei-
sen, Differenzen bei Klimaschutzstrategie.
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Verkehr und Verkehrsinfrastruktur
Abbau Bürokratie, Ausbau ÖPNV, Fahrermangel bekämpfen, 
Stärkung aller Verkehrsträger für Personen- und Güter-
verkehr, Wettbewerbsfähigkeit Luftverkehr sicherstellen, 
Wasserstraßeninfrastruktur ausbauen und erhalten 
sowie Ausbau kombinierter Verkehr.

Die HIHK-Forderungen:

Beide betonen die Notwendigkeit be-
schleunigter Planungsprozesse und den 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur für alle 
Verkehrsträger gleichermaßen. Der HIHK 
fordert die Bekämpfung des Fahrerman-
gels durch die Verbesserung der Arbeits-
bedingungen, die CDU/CSU will die Be-
rufskraftfahrerqualifikation reformieren.

Fokus auf beschleunigte Planungs- und 
Genehmigungsverfahren, Modernisie-
rung der Bahn, Unterstützung der Auto-
mobilindustrie, Ausbau der Ladeinfra-
struktur für E-Mobilität, Rücknahme des 
Verbrenner-Verbots.

Wahlprogramme

Beide befürworten den Ausbau und 
die Modernisierung von Verkehrsinfra-
strukturen sowie die Verbesserung der 
Logistik. Beide fordern ausreichend Sus-
tainable Aviation Fuels sowie Förderung 
von E-Kerosin und mehr kombiniertem 
Verkehr.
Die Grünen legen den Fokus auf nach-
haltige Mobilität und emissionsfreie Lö-
sungen, wie Bahn/ ÖPNV und dem Nah-
verkehr (Rad/Fuß). Der HIHK fordert alle 
Verkehrsträger nutzbar zu halten.

Übereinstimmungen und Unterschiede

Ausbau nachhaltiger Mobilität wie 
ÖPNV und Schienennetz, Förderung kli-
mafreundlicher Verkehrslösungen und 
Innovationen im Verkehrssektor.

Beide stimmen bei der Bedeutung von In-
frastrukturinvestitionen überein. Die SPD 
betont spezifisch den Ausbau der Schie-
ne und der Elektromobilität, während der 
HIHK alle Verkehrsträger gleichwertig 
betrachtet. Beide fordern attraktivere 
Arbeitsbedingungen für Fahrer.
Die SPD will Luftverkehrssteuer in EU-
weite Klimaabgabe umwandeln - der 
HIHK fordert Wettbewerbsfähigkeit mit 
Nicht-EU-Flughäfen zu gewährleisten,  
EU-Abgabe ändert daran nichts.

Ausbau des ICE-Sprinter-Angebots, des 
Nachtzüge-Angebots und Einführung 
europäischer Schnellzugverbindungen; 
Dauerhafte Sicherung des Deutschland-
tickets zu einem gleichbleibenden Preis; 
Reform der Fahrausbildung; Arbeit-
geberzuschuss zum Führerschein für 
Auszubildende und junge Beschäftigte; 
Tempolimit von 130 km/h auf Bundesau-
tobahnen; Abwandlung der Luftverkehrs-
steuer hin zu einer EU-Klimaabgabe.



Verkehr und Verkehrsinfrastruktur

Übereinstimmung bestehen bei Ausbau 
Schiene, Sanierung Wasserstraße, Reduk-
tion/Abschaffen der Luftverkehrssteuer, 
Vereinfachung von Genehmigungsver-
fahren (Entfall der Umweltverträglich-
keitsprüfung).

Ablehnung ideologisch motivierter Ver-
kehrspolitik, Förderung des motorisierten 
Individualverkehrs, Ausbau von Straßen.	

Beide plädieren für eine Beschleunigung 
der Planungsprozesse und den Ausbau 
der Infrastruktur. Die FDP legt größeren 
Fokus auf Elektromobilität und Digitali-
sierung, der HIHK hingegen stärker auf 
Logistik und Fachkräftemobilität. Beide 
fordern die Anpassung von Luftverkehrs-
steuer und Luftsicherheitsgebühren um 
Wettbewerbsfähigkeit sicherzustellen.

Die Infrastruktur in Deutschland soll 
durch schnellere Genehmigungsverfah-
ren modernisiert werden. Zudem wird 
eine Förderung der Elektromobilität 
angestrebt, begleitet von einer tech-
nologieoffenen Mobilitätspolitik. Im 
Bahn- und Schienenfernverkehr soll die 
Effizienz durch den Einsatz marktwirt-
schaftlicher Elemente gesteigert wer-
den. Im Verkehrssektor sollen digitale 
und autonome Fahrtechnologien weiter 
ausgebaut werden.

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Förderung öffentlicher Verkehrsmittel, 
Ablehnung der CO2-Bepreisung im Ver-
kehr, gegen eine autofeindliche Politik.

Teilweise Übereinstimmung. Beide for-
dern Infrastrukturausbau, haben aber 
unterschiedliche verkehrspolitische An-
sätze. Eine Übereinstimmung besteht dar-
in, mehr Güter auf die Schiene zu bringen.
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Finanzplatz Frankfurt
Augenmaß bei Regulierung, keine Finanztransaktions-
steuer, Entlastung von KMU bei Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung.

Die HIHK-Forderungen:

Starke Übereinstimmungen, insbesonde-
re bei der  Vermeidung von Überregulie-
rung. Die CDU/CSU legt zusätzlichen Fo-
kus auf die Förderung von Innovationen 
im Finanzsektor.

Fokus auf Wettbewerbsfähigkeit der  
Finanzwirtschaft, keine Überregulierung 
durch nationale Umsetzung von EU- 
Vorgaben, keine zusätzliche Belastung 
deutscher Banken, Förderung innovati-
ver Finanzprodukte.

Wahlprogramme

Beide befürworten die Förderung nach-
haltiger Finanzmärkte und die Erleichte-
rung von Investitionen.
Der HIHK lehnt explizit eine Finanztrans-
aktionssteuer ab und fordert weniger 
regulatorische Belastung für KMU, wäh-
rend Die Grünen nachhaltige Finanzie-
rungen fördern, aber keine klare Absage 
an eine Finanztransaktionssteuer geben.

Übereinstimmungen und Unterschiede

Unterstützung nachhaltiger Finanzie-
rungsinstrumente und Förderung von 
Sustainable Finance, jedoch keine klare 
Absage an eine Finanztransaktions-
steuer.

Divergenzen bei der Finanztransaktions-
steuer, die vom HIHK abgelehnt wird, 
während die SPD diese einführen möch-
te. Beide unterstützen die Stärkung des 
Finanzplatzes durch EU-weite Initiativen 
und klarere Rahmenbedingungen.

Einführung einer Finanztransaktions-
steuer, Stärkung des europäischen Ka-
pitalmarkts und der Bankenunion, För-
derung nachhaltiger Investitionen durch 
transparente Rahmenbedingungen.



Finanzplatz Frankfurt

Beide sehen Regulierungskritik als zent-
ral, jedoch legt der HIHK Wert auf inter-
nationale Integration, während die AfD  
nationale Kontrolle betont.

Betonung nationaler Regulierungs- 
hoheit, Ablehnung übermäßiger EU- 
Vorgaben für Finanzmärkte.

Beide betonen die Bedeutung eines wett-
bewerbsfähigen Finanzplatzes und kriti-
sieren übermäßige Regulierung. Die FDP 
ist spezifischer bei der Kapitalmarktent-
wicklung, während der HIHK eine breitere 
Entlastung der KMUs fordert.

Um international wettbewerbsfähig zu 
bleiben, setzt der Finanzplatz Frankfurt-
Rhein-Main auf eine zuverlässige, kom-
petente und effiziente Regulierung. Hes-
sen soll als Verkehrsdrehkreuz durch den 
Ausbau der Schienen- und Straßeninfra-
struktur gestärkt werden. Zudem sollen die 
Luftsicherheitsgebühren abgeschafft, die 
Luftverkehrssteuer auf ein wettbewerbsfä-
higes Niveau gesenkt und Investitionen in 
den Flughafen gefördert werden, um Frank-
furt als Verkehrshub zu stärken, den Flug-
hafen zu entlasten und seine Wettbewerbs-
fähigkeit zu erhöhen. Ziel ist es, Hessen 
als internationalen Hotspot für Start-ups, 
Innovation, Spitzenforschung und Unter-
nehmertum zu positionieren. Frankfurt soll 
als führender Standort für FinTech sowie 
als europäisches Zentrum für Finanzkom-
petenz etabliert werden. Maßnahmen wie 
Englisch als Verwaltungssprache, eine effi-
zientere Bankenaufsicht und eine zentrale 
Ausländerbehörde sollen zudem internatio-
nale Fachkräfte schneller anziehen.

Wahlprogramme

Übereinstimmungen und Unterschiede

Ablehnung der Spekulation mit Finanz-
produkten, stärkere Regulierung des  
Finanzsektors, Einschränkung von  
Finanzmarktgeschäften.

Geringe Übereinstimmung. Der HIHK for-
dert weniger Regulierung, BSW setzt auf 
mehr Kontrolle.



IHK Kassel-Marburg   

IHK Fulda

IHK Hanau-Gelnhausen-Schlüchtern

IHK Gießen-Friedberg

IHK Lahn-Dill

IHK Limburg

IHK Frankfurt a. M.

IHK Offenbach a. M.IHK Wiesbaden

IHK Darmstadt
Rhein Main Neckar

Hessischer Industrie-
und Handelskammertag

Über den Hessischen Industrie- und Handelskammertag
Gemeinsam für Hessens Wirtschaft: Der Hessische Industrie- und Handelskammertag (HIHK) koordiniert die landespolitischen Aktivitäten der zehn  
hessischen IHKs. Als Sprachrohr der gewerblichen Wirtschaft in Hessen vertreten wir die Interessen von rund 400.000 Mitgliedsunternehmen gegenüber 
Politik, Verwaltung und Öffentlichkeit. Mit engen Kontakten zur Landesregierung, dem Landtag, den Medien sowie allen wichtigen Akteuren auf Landes-
ebene wollen wir einen Beitrag leisten, damit die Standpunkte der hessischen Wirtschaft Gehör finden und auch in der öffentlichen Wahrnehmung zur 
Geltung kommen. Dabei ist das Gesamtinteresse der Wirtschaft der Maßstab unserer Arbeit. 

Herausgeber
Hessischer Industrie- und Handelskammertag (HIHK) e. V.
Karl-Glässing-Straße 8 
65183 Wiesbaden

0611 360 115-0
info@hihk.de
www.hihk.de

Fachlicher Ansprechpartner: 
Maximilian Hanz
Referent für Wirtschaftspolitik
	 +49 (0)611 - 360 115-22
	 hanz@hihk.de 

Bildnachweis
Titel: stockpics - stock.adobe.com
S3: Cornel Putan - stock.adobe.com
S5: Rido - stock.adobe.com
S7: KPs Photography - stock.adobe.com
S9: MATTHIAS BUEHNER - stock.adobe.com
S11: Calado - stock.adobe.com
S13: peterschreiber.media - stock.adobe.com
S15: Blue Planet Studio - stock.adobe.com

Stand  
Februar 2025

Impressum

Wahlprüfsteine 2025  | 16


